
Liebes Mitglied,
liebe Spenderin, lieber Spender,

wir freuen uns, dir die dreizehnte Ausgabe 
unserer Informationsschrift Voll Darle-
hen! präsentieren zu können. Das Thema 
lautet diesmal:

• 10 Jahre Freistellung - und mehr

Die Bundesregierung bastelt an einer BAföG-
Novelle, doch wir sehen schon jetzt voraus, 
dass weder die Situation alleinerziehender Er-
werbstätiger noch die Frage dauerhafter 
Rückzahlungsunfähigkeit geregelt werden. 

Die meisten Anfragen an uns thematisieren 
zunehmend Erlassmöglichkeiten. Da diese im 
BAföG nicht vorgesehen sind, schildern wir 
in dieser Ausgabe unsere Beobachtungen bei 
der Freistellung und Stundung.

Dazu gehören auch die Reaktionen des Bun-
desbildungsministeriums auf unsere Aktion 
zur 10-Stunden-Regelung (im letzten  Voll 
Darlehen!). Wir danken allen, die diese 
Aktion unterstützt haben!

Themenvorschläge für zukünftige Ausgaben 
unserer Voll Darlehen! nehmen wir 
gern entgegen. Falls du einen Themenvor-
schlag hast, schreib‘ uns einfach eine E-Mail 
an die E-Mail-Adresse: kontakt@bafoegini.de 
oder einen Brief an unsere Postfachadresse.

Mit solidarischen Grüßen!
Die BAFOEGINI Berlin

Voll Darlehen!

10 Jahre und mehr

Freistellung von der Rückzah-
lungsverpflichtung ohne Ende?

Neuigkeiten von der Berliner Initiative gegen BAföG-Volldarlehensregelung Nr. 13

Die BAFOEGINI hat seit März 2001 unter 
dem Motto "10 Jahre Freistellung - und was 
dann?" eines der aus unserer Sicht wichtigsten 
Themen der Zukunft zu ihrem Schwerpunkt 
gemacht. Die vielen Freigestellten unter uns 
beschäftigt(e) zunehmend die Frage: „Was 
wird sein, wenn ich zehn Jahre von der Rück-
zahlung freigestellt wurde und noch immer 
nicht die Mittel habe, um die Darlehensrück-
zahlung aufzunehmen?“

Wir wissen, dass die Zahl der betroffenen 
DarlehensnehmerInnen auch weiterhin anstei-
gen wird. Die uns bislang bekannt geworde-
nen Fälle lassen erkennen, wie das Bundes-
verwaltungsamt (BVA) derartige Sachlagen 
handhabt und wohl auch ohne Änderung des 
BAföG handhaben wird: Es ist nicht mehr 
die Ausnahme, dass DarlehensnehmerIn-
nen - auf ihren Antrag hin - mehr als zehn 
Jahre freigestellt werden. Auch die Freistel-
lungszeiträume sind oftmals länger als ein 
Jahr.

In jedem Falle gilt aus unserer Sicht: Keine 
Panik! Es gibt bislang keinen begründeten 
Anlass für Sorgen, dass Betroffenen sofort 
nach Ablauf von zehn Jahren Freistellung 
Sanktionen oder schwerwiegende finanzielle 
Folgen drohen. Hingegen haben überhastete 
Versuche, schnellstmöglich durch Verschul-
dung an anderer Stelle (Bank, Verwandt-
schaft, Freundeskreis etc.) das BAföG-Darle-



hen zurückzuzahlen, sehr oft den Betroffenen 
weit größere Probleme (nicht nur finanzieller 
Art) bereitet, als es eine Auseinandersetzung 
mit dem BVA getan hätte.

Handelt das BVA inzwischen nach internen 
Vorgaben aus dem Bundesbildungsministeri-
um? Schreiben aus dem Ministerium lassen 
dies vermuten:

"Nach § 18a Abs. 5 BAföG wird der Ablauf 
der gesetzlich festgelegten Rückzahlungsfrist 
von zwanzig Jahren für die Dauer von höchs-
tens zehn Jahren gehemmt, in denen der Dar-
lehensnehmer von der Rückzahlung des Dar-
lehens nach § 18a BAföG freigestellt worden 
ist. Infolgedessen kann sich im Einzelfall der 
für die Rückzahlung des Darlehens zur Ver-
fügung stehende Freistellungszeitraum auf 
bis zu dreißig Jahre verlängern." 
(Hervorhebung: BAFOEGINI)

"Auf Grund der auf zehn Jahre begrenzten 
Ablaufhemmung verkürzt eine länger andau-
ernde Freistellung die verbleibende gesetzli-
che Rückzahlungsfrist von zwanzig Jahren, 
was zu entsprechend höheren monatlichen 
Rückzahlungsraten führen kann." (Manche 
von uns kennen das bereits: Wenn sie mehr 
als 105,- EUR als monatliche Darlehensrate 
zurückzuzahlen haben.) (...) "Im Extremfall 
wäre denkbar, dass nach Ablauf von dreißig 
Jahren - bei Fortdauer der Freistellungsvo-
raussetzungen - die gesamte Darlehensrest-
schuld auf einmal fällig wird."

Es spricht also weiterhin Alles dafür, eine 
Freistellung von der Rückzahlungsverpflich-
tung zu beantragen und - bei Vorliegen der 
Voraussetzungen - auch mit ihr zu rechnen. 

Was aber geschieht nach 30 Jahren?

Im Bundesbildungsministerium sieht man 
dies so: "Da eine Freistellung von der Rück-
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zahlungsverpflichtung des Darlehens nicht 
zwangsläufig zu einem Erlass des Darlehens 
führt, wird in einem solchen Fall nach dreißig 
Jahren zu prüfen sein, inwieweit die Darle-
hensschuld bei einem unterhalb der Pfän-
dungsfreigrenzen liegenden Einkommen, ggf. 
auch unter Einsatz etwa vorhandenen und der 
Zwangsvollstreckung unterliegenden Vermö-
gens beglichen werden kann. Bei Erfolglosig-
keit wird dann geprüft, ob die Darlehens-
schuld nach haushaltsrechtlichen Grundsät-
zen gestundet, niedergeschlagen oder erlas-
sen werden kann."

Diese Sichtweise korrespondiert nicht zuletzt 
mit der Rechtsprechung des Oberverwal-
tungsgerichtes (OVG) Münster. Das OVG 
verkennt nicht, dass ein Anspruch auf völli-
gen Erlass der Darlehensschuld aus Härte-
gründen noch in keinem Fall gewährt worden 
sei, einer DarlehensnehmerIn ein Anspruch 
auf "Teilerlass" jedoch "unter Umständen" 
zustehen könne, auch wenn diese Verwal-
tungspraxis beim BVA bisher noch nicht be-
stehe. Die "Umstände" müssten zur Folge ha-
ben, dass die DarlehensnehmerIn voraussicht-
lich niemals in der Lage sein werde, das Dar-
lehen zurückzuzahlen. Das OVG forderte be-
reits 1997, dass das BVA sich ernsthaft der 
Frage stellen möge, ob Darlehensforderungen 
unter bestimmten Umständen nicht unbefristet 
niederzuschlagen seien.

Niederschlagung und Erlass sind auch interes-
sant für DarlehensnehmerInnen, die keine 
Freistellung bewilligt bekamen, aber eine 
Stundung nach Bundeshaushaltsordnung 
(BHO). Doch  das Bundesbildungsministeri-
um ist deutlich:

"Die Verpflichtung zur Rückzahlung eines 
BAföG-Darlehens kann nach § 59 Abs. 1 Nr. 
3 BHO nur erlassen werden, wenn einer un-
verschuldeten wirtschaftlichen Notlage nicht 
mit anderen, weniger weitreichenden Maß-
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nahmen - wie etwa einer Freistellung von der 
Rückzahlungsverpflichtung (...) oder einer 
Stundung (...) - Rechnung getragen werden 
kann."

Allen Betroffenen kann somit weiterhin die 
(vorrangige) Bemühung um Freistellung, er-
satzweise die (möglichst, aber nur auf Antrag 
zinsfreie) Stundung empfohlen werden.

Für den Fall, dass dir das BVA auf deinen 
Antrag auf Freistellung von vornherein eine 
Stundung nach § 59 BHO anbietet bzw. in 
Aussicht stellt, sei von unserer Seite daran er-
innert, dass das BVA bei einer Stundung - im 
Gegensatz zu einer Freistellung - einen erheb-
lich größeren Ermessensspielraum bei der 
Festlegung der Rückzahlungsmodalitäten hat! 
Es kann sich bei einer Stundung also durchaus 
lohnen, mit dem BVA über Einzelheiten zu 
„verhandeln“, zumal auch - anders als bei ei-
ner Freistellung - persönliche finanzielle Ver-
pflichtungen bei der Beurteilung der Frage 
berücksichtigt werden müssen, ob die Darle-
hensrückzahlung gegenwärtig eine unzumut-
bare wirtschaftliche Härte darstellen würde. 
(Zur Stundung nach § 59 BHO beachte bitte 
auch Seite 23 unserer Broschüre.)

Bitte melde dich umgehend bei uns, wenn 
dir keine weitere Freistellung nach zehn 
Jahren bewilligt werden sollte!

Und schließlich geht es nach unserer Auffas-
sung nicht zuletzt darum, den Gesetzgeber 
nicht aus seiner Verantwortung für diese 
Problematik zu entlassen, sondern vielmehr 
klare, verlässliche und soziale Regelungen zu 
fordern, die der Situation der Betroffenen ge-
recht werden. Dazu gehören auch Möglich-
keiten des Schuldenerlasses nach Ausschöp-
fung der Freistellungs- und Stundungsoptio-
nen, jedoch nicht nur durch verändertes Ver-
waltungshandeln sondern durch Änderung der 
Gesetzeslage!

Diese dürfen wir nicht erwarten durch den:

Regierungsentwurf 21. BAföGÄndG

Das geplante 21. BAföG-Änderungsgesetz 
stellt lediglich eine kostenneutrale, verwal-
tungsvereinfachende Überarbeitung dar. Es 
wird keine relevanten Änderungen für Voll-
darlehensnehmerInnen mit sich bringen, abge-
sehen von der - von uns nicht empfohlenen - 
vorzeitigen Rückzahlung des Darlehens, die 
nun auch Nachlässe für teilweise Ablösungen 
von mindestens 500 EUR vorsieht. (Bisher be-
stand diese Möglichkeit nur in den Fällen, in 
denen das gesamte Darlehen geringer als 2000 
EUR war oder es aufgrund der bereits geleis-
teten monatlichen Rückzahlungen nur noch in 
dieser Höhe bestand.)

Über (Leistungs-)Verbesserungen des BAföG 
(u. a. Freibeträge und Sozialpauschalen) 
möchte die Bundesregierung anschließend auf 
aktualisierter Datengrundlage, nach Vorlage 
des 16  Berichts der Bundesregierung nach 
§35 BAföG, entscheiden. Diesem Bericht se-
hen wir mit großem Interesse entgegen!

Buchtipp

Ende 2001 erschien von Thomas Rath 
"BAföG-Rückzahlung leicht gemacht"
im Verlag Karl Heinrich Bock, Bad Honnef. 
ISBN 3-87066-823-7 • 14,90 EUR

Wir können dieses Buch - angesichts seiner 
guten Handhabbarkeit, besonders in Detailfra-
gen - durchaus empfehlen.

Impressum:
Voll Darlehen! ist eine unregelmäßig erscheinende Informationsschrift, 
herausgegeben vom Vorstand (ViSdP) der
Berliner Initiative gegen BAföG-Volldarlehensregelung
Postfach 41 02 63, 12112 Berlin.
Nr. 13 ist vom Dezember 2004. Kostenlos für alle Mitglieder des Vereins, 
sonst 1 EUR Rückporto in Briefmarken erwünscht.
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Materialien zur BAföG-Volldarlehensregelung

• ‚Das BAföG-Volldarlehen 1983 - 1990 und seine Rückzahlung‘ (Auflage 10/2002)

Broschüre - für Mitglieder kostenlos, sonst gegen 1,44 EUR Rückporto in Briefmarken.

• Eine Auswahl relevanter Urteile zum BAföG-Volldarlehen ’83 - ’90
Liste - mit Aktenzeichen und Stichworten zum Urteilstenor.

• Voll Darlehen! (ältere Ausgaben)

Nr. 4 (12/97, Themen: BAföG-Darlehen Steuern, 18. BAföG-Novelle, Vereinsinterna)

Nr. 5 (02/98, Themen: 2. BVerfG-Urteil, 19. BAföG-ÄndG, BAföG-Darlehen/Steuern)

Nr. 6 (12/98, Themen: Umfrageergebnisse, 19. BAföG-ÄndG, BAföG-Darlehen/Steuern)

Nr. 7 (12/99, Themen: Die Neue Insolvenzordnung, 20. BAföG-Novelle)

Nr. 8 (12/00, Themen: 10 Jahre Freistellung, Entwurf Ausbildungsförderungsreformgesetz)

Nr. 9 (04/01, Thema: Ausbildungsförderungsreformgesetz, AföRG)

Nr. 10 (12/01, Thema: Die Euro-Umstellung bei der Darlehensrückzahlung)

Nr. 11 (02/03, Thema: Erlassmöglichkeiten bei der Darlehensrückzahlung)

Nr. 12 (01/04, Thema: Benachteiligung von GeringverdienerInnen mit Kindern)

Die Materialien der BAFOEGINI zur BAföG-Volldarlehensregelung können über unsere Post-
adresse Postfach 41 02 63, 12112 Berlin oder über unsere E-Mail-Adresse kontakt@bafoegini.de 
bei uns angefordert werden; sie werden dann (bis auf die Broschüre, s. o.) kostenlos zugesandt. 
Bei Bestellungen per E-Mail bitte nicht vergessen, Name und Anschrift anzugeben, an die wir die 
Infos schicken sollen!

Bankverbindung: BAFOEGINI, Kontonummer 0363614107, Postbank Berlin (BLZ 100 100 10)


